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Arbeiten an Kita: Die Zeit drängt
VON SABRINA SCHREINER

OFFENBACH-HUNDHEIM. In der Kita
Glantalstrolche in Offenbach-Hund-
heim standen und stehen zahlreiche
Arbeiten in Sachen Brandschutz an.
Die Zeit drängt.

Die U3-Gruppe der Kita Glantalstrol-
che, die derzeit noch im Dorfgemein-
schaftshaus untergebrachte ist, muss
bald wieder in das Bestandsgebäude
umziehen, sonst würde es die Ge-
meinde teuer zu stehen kommen. Im
Frühjahr 2023 zog die Mäuse-Gruppe
in das multifunktionale Dorfgemein-
schaftshaus (DGH) um. Das Ausweich-
quartier war von Beginn an zeitlich
begrenzt, da die Gemeinde für den
Bau eines DGH, nicht jedoch einer Kita
Fördergelder erhalten hatte. Die Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion

U3-Gruppe der Glantalstrolche muss bis Ende Juni wieder in Hauptgebäude umziehen
Trier hatte der Zweckentfremdung als
Kita-Standort zugestimmt, doch zum
30. Juni läuft die Frist ab, und eine Ver-
längerung ist nicht möglich. Das
Hauptproblem ist die potenzielle
Rückzahlung des Zuschusses in Höhe
von rund 550.000 Euro – entspre-
chend wichtig sei es, das DGH schnell
zu räumen und dem ursprünglichen
Zweck wieder zuzuführen, erklärte
Ortsbürgermeister Roland Alt.

Für die Rückführung der Mäuse-
Gruppe in das Kita-Gebäude müssen
weitere Notausgänge erstellt werden.
Für den zweiten Bauabschnitt wurden
im Rat einstimmig Aufträge für 77.210
Euro vergeben, dazu sollen „moderate
Kosten“ für Elektro- und Sanitärarbei-
ten kommen. Alt erklärte, dass zwar
auch bei dieser Lösung immer wieder
Kosten entstehen, es jedoch „deutlich
billiger als ein Neubau“ sei.

Weiteres Thema war die Übernah-
me der Betriebsträgerschaft für die
Kita durch die VG Lauterecken-Wolf-
stein. Dafür hatte sich der Offenbach-
Hundheimer Rat bereits vor einem
Jahr ausgesprochen. Jetzt wurde auch
die notwendige Grundsatzentschei-
dung einstimmig getroffen. Der Be-
schluss des VG-Rates steht zwar noch
aus, aber Silke Herrmann von der Ver-
waltung berichtete, dass die Kosten
für den Betrieb der Kita bereits ab Sep-
tember im VG-Haushalt eingestellt
seien. Konkret bedeutet der Wechsel,
dass sich die VG künftig ums Personal
und das Alltagsgeschäft kümmern
wird, während die Ortsgemeinde wei-
terhin die Verantwortung für die Un-
terhaltung des Gebäudes hat.

Für Eltern und Kinder ändert sich
laut Alt quasi nichts. Es sei jedoch ein
großer Vorteil, dass die VG bei Perso-
nalausfall schneller und einfacher auf
Fachkräfte aus anderen Einrichtungen
sowie auf Springer zurückgreifen kön-
ne. Zudem liege der bürokratische
Aufwand – etwa für den Erhalt der Be-
triebserlaubnis – dann bei der Ver-
bandsgemeinde. „Wie die beiden Ein-
zugsgemeinden dazu stehen, weiß ich
nicht. Wir sollten aber unseren Weg
gehen“, sagte Alt, der nach eigener
Aussage zu diesem Thema bereits ein
Gespräch in Wiesweiler geführt hat.
Wie die Gemeindevertreter in Nerz-
weiler dazu stehen, ist Alt nicht be-
kannt, zumal der Ort derzeit kein
Dorfoberhaupt hat.

Was wollen Sie gegen den Ärztemangel tun?
LANDTAGSWAHL: Ein Themenschwerpunkt der Landtagskandidatenduelle an der
Integrierten Gesamtschule Schönenberg-Kübelberg war der Komplex Gesundheit
und Rente. Die Politiker mussten sich unter anderem zum Thema Ärztemangel äußern.

VON PHILIPP JUNG

SCHÖNENBERG-KÜBELBERG. Bereits
in der kleinen Vorrede einer Schülerin
steckte die Zusammenfassung eines
Problems, das die jungen Leute in
Rheinland-Pfalz sehen: Im Bundes-
land gebe es „eine insgesamt mangel-
hafte Gesundheitsversorgung“. Für
die Veranstaltung, die die RHEIN-
PFALZ zusammen mit der Integrierten
Gesamtschule (IGS) Schönenberg-Kü-
belberg/Waldmohr Anfang Februar
organisiert hatte, hatten die Schüle-
rinnen und Schüler der Klassenstufe
13 unter anderem einige Fragen zu
den Themen Gesundheit, Pflege und
soziale Sicherheit vorbereitet. Dabei
bündelten sie mehrere Aspekte in ein-
zelnen Fragen – die Kandidaten be-
antworteten diese oft nur in Teilen.
Das lag nicht zuletzt an der knappen
Redezeit. Jedes Duell dauerte insge-
samt 15 Minuten.

Naheliegend, dass es innerhalb die-
ses Themenkomplexes auch um den
Ärztemangel im ländlichen Raum
ging. Auf die Frage, wie auf dem Land
bessere Bedingungen für die Nieder-
lassung von Ärzten geschaffen wer-
den können, anstatt das Ganze über
Quoten zu steuern, antwortete Tonit
Haliti (FDP) mit dem Schlagwort „Le-
bensqualität“. Er sieht die Aufgabe der
Politik darin, die Lebensbedingungen
in einer strukturschwachen Region
wie dem Kreis Kusel zu verbessern:
„Da will ich anpacken. Für die Leute
soll es wieder attraktiv werden, hier-
herzuziehen.“ Nicht gut findet Haliti
den Numerus clausus fürs Medizin-
studium – und da stimmte ihm sein
Duellpartner Sebastian Demmel (Die
Linke) umgehend zu, der außerdem
betonte, dass es in einer einzigen Le-
gislaturperiode bei der Lösung des
Ärztemangel-Problems „nur in Mini-
schrittchen“ vorangehen könne. Als
eine Möglichkeit, die Ausübung des
Arztberufs auf dem Land attraktiver
zu gestalten, sieht er Willkommen-
sprämien, etwa in Form zinsloser Kre-
dite für den Praxisaufbau.

Weniger Bürokratie,
mehr Technologie
Demmel plädierte zudem für die Ent-
bürokratisierung der Pflege: „Es kann
nicht sein, dass ein Heilerziehungs-
pfleger, ein Krankenpfleger oder Al-
tenpfleger 50 Prozent der Zeit mit Do-
kumentation verbringen muss“, sagte
er. Haliti warb für Technologieoffen-
heit: „Wir müssen mit der Zeit gehen.
Es wird in Zukunft vielleicht auch so
sein, dass Pflegekräfte mit humanoi-
den Robotern zusammenarbeiten, die
unterstützend mitwirken.“

Katja Daish (Grüne) wies in Sachen
Ärztemangel auf das Programm „Ärz-
te für die Westpfalz“ und die geplante
Medical School in Kaiserslautern hin:
„Da sind schon ein paar Sachen auf
dem Weg, aber Potenzial ist sicherlich
noch da.“ Wichtig für Ärzte, gerade
jene, die sich jüngst niedergelassen
haben, wäre etwa die Vereinfachung
der Zusammenarbeit mit den gesetz-
lichen Kassen, von denen es nach

Daishs Ansicht generell zu viele in
Deutschland gibt. Sowohl die Grünen-
Politikerin als auch Andreas Harten-
fels vom Bündnis Sahra Wagenknecht
(BSW) sprachen sich für eine gesetzli-
che Kasse aus, in die alle Bürger ein-
zahlen.

Hartenfels unterstrich, dass Medi-
zinstudienplätze zwar teuer sind,
man dieses Geld jedoch unbedingt
aufbringen müsse. Der Nanzdiet-
schweilerer findet, dass das Land
Rheinland-Pfalz auf die „desolate
Krankenhauslandschaft“, so seine
Formulierung, durchaus Einfluss habe
und mehr investieren müsse. „Fast al-
le Krankenhäuser schreiben rote Zah-
len – aber sie zu schließen, ist der fal-
sche Weg.“

„Ärzte arbeiten weniger
Stunden als früher“
Oliver Kusch (SPD), selbst Arzt, sagte
zu den Schülern: „Wichtig ist, dass
Mediziner im Land nicht nur in Mainz
ausgebildet werden, sondern dezen-
tral, da sie oft auch dort bleiben, wo
sie zuvor ausgebildet wurden.“ In die-
sem Zusammenhang wies der Sozial-
demokrat auf Ausbildungsmöglich-
keiten in Trier, Koblenz und ebenso
auf die Lautrer Medical School in Kai-
serslautern hin. Kusch: „Eigentlich ist
es sogar so, dass es in Rheinland-Pfalz
jedes Jahr ein paar Prozent mehr Ärz-
te gibt, nur arbeiten die mittlerweile
weniger Stunden.“ Und deshalb brau-
che es weitere Ärzte, um die fehlen-
den Stunden aufzufangen.

Helge Schwab (Freie Wähler)
schloss an das Thema an: „Ja, Ärzte
wollen auch ihre Work-Life-Balance –
und das ist auch gut und richtig so.“
Seine Partei habe schon im Jahr 2021

250 zusätzliche Studienplätze gefor-
dert. „Diese Zahl haben wir errechnet
– anhand der Ärzte, die aufgrund des
demografischen Wandels bis 2037
fehlen werden.“ Ein Ziel des Gesund-
heitssystems muss laut Schwab sein,
dass keine weiteren Krankenhaus-
standorte geschlossen werden. „Ob
verschiedene Abteilungen irgendwo
zusammengefasst werden, das ist
noch mal ein anderes Thema.“

Abwandernde Ärzte und
die Krankenhausreform
Generell müsse der Arztberuf in
Deutschland wieder attraktiver wer-

den, findet Alejandra Catalina Mon-
zon (AfD): „Wir haben jedes Jahr ei-
nen Exodus von 2000 Ärzten, die un-
ser Land verlassen“, sagte sie im Kan-
didatenduell. Zudem würden etliche
Studienabgänger in andere Bereiche,
etwa die Pharmaindustrie, abwan-
dern. „Was viele frustriert, ist die Bü-
rokratie“, sagte Monzon. Nicht nur da
müsse Abhilfe geschaffen werden,
auch im Bereich Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Sie sprach sich außer-
dem für ein System aus, das „nicht
profitabel auf die Patienten schaut“.

Ihr Duellpartner Otto Rubly kam
auf die Krankenhausreform zu spre-
chen, die er als grundsätzlich richtig

ansehe: „Was jedoch falsch war: Man
hat ein Gesetz gemacht – und danach
herrschte lange Ungewissheit. Das hat
auch das Westpfalz-Klinikum fast in
die Insolvenz getrieben.“ Mit der Re-
form werde es Schwerpunktkliniken
geben, sagte der Christdemokrat. In
Sachen Ärzte-Ausbildung kann Rubly
sich eine Kooperation mit der Unikli-
nik Homburg vorstellen und äußerte
die Idee zusätzlicher Studienplätze
für Leute, „die dann vielleicht am
Westpfalz-Klinikum in die prakti-
schen Schichten gehen“.

„Nach oben treten,
nicht nach unten“
Sebastian Demmel machte in seinen
Ausführungen noch einen kurzen
Ausflug ins Thema Telemedizin – also
medizinische Beratung und Behand-
lung über räumliche Distanz: Damit
ließen sich aus seiner Sicht in vielen
Fällen weite Fahrten und damit auch
Zeit sparen. Tonit Haliti sieht auch in
der telefonischen Krankschreibung
eine Entlastung des Gesundheitssys-
tems und hält nach eigenen Angaben
nichts davon, diese abzuschaffen. Sei-
ne Partei plädiere in dieser Hinsicht
für mehr Eigenverantwortung.

In Sachen soziale Sicherheit legten
die Schüler in einer ihrer Fragen
Schwerpunkte auf die Themen gerin-
ge Rente und Altersarmut. „Es ist ab-
solut untragbar, dass so viele Leute im
hohen Alter noch arbeiten müssen –
und oft sind es Frauen“, sagte Katja
Daish. Zu wenig Geld sei nicht da, wie
sie betonte: „Es ist nur außerordent-
lich schlecht verteilt. Wir müssen an-
fangen, das Geld dort zu holen, wo es
in übergroßem Maße vorhanden ist.“
Die Politik müsse „nach oben treten,

nicht nach unten“.
Der BSW-Spitzenkandidat Andreas

Hartenfels schlug als kurzfristige Be-
handlung des Problems vor, es den Ös-
terreichern gleichzutun: „Dort zahlen
alle in die Rentenkasse ein – und das
führt zu einem Anstieg des Rentenni-
veaus.“ Auf längere Sicht müsse noch
mehr getan werden – unter anderem
in puncto Steuern, Mindestlohn und
Tarifgebundenheit. „Tarifgebundene
Arbeit bedeutet immer bessere Be-
zahlung“, sagte Hartenfels.

Rentenniveau halten,
Sozialsystem reformieren
Dass Rente kein „Charity-Projekt“ ist,
sagte der SPD-Landtagsabgeordnete
Oliver Kusch. „Das ist etwas, das Men-
schen bekommen, weil sie ein Leben
lang gearbeitet haben.“ Deshalb sei es
wichtig, dass das Rentenniveau nun
bei 48 Prozent „eingefroren“ worden
sei. Die Rente müsse sicher sein und
dies auch bleiben: „Denn wie soll je-
mand, der Mindestlohn bekommt,
noch eine private Altersvorsorge auf-
bauen?“, stellte Kusch eine rhetori-
sche Frage. „Da muss der Staat vorsor-
gen.“

Helge Schwab sprach sich für eine
Reform des Sozialsystems aus: „Da
müssen wir ran.“ Vonseiten der Län-
der müsse eine Bundesratsinitiative
gestartet werden, „um die Rente so zu
reformieren, dass Rentnerinnen und
Rentner davon leben können“. Mehr-
mals im Gespräch betonte er außer-
dem, dass Arbeitnehmern mehr Netto
vom Brutto bleiben muss: „Die ersten
2000 Euro sollten steuerfrei sein –
und der Erwerbstätige muss grund-
sätzlich mehr bekommen als der Bür-
gergeldempfänger.“

Inflationsausgleich
und private Vorsorge
Alejandra Catalina Monzon sieht „zu
viele Sozialausgaben an den falschen
Stellen“, sagte sie: Unter den Bürger-
geldempfängern gebe es „50 Prozent
Migranten, die nie ins Sozialsystem
eingezahlt haben“. Die Tatsache, dass
das Leben insgesamt teurer geworden
ist, ist laut Monzon mit ein Grund da-
für, dass die Renten nicht reichen: „Es
braucht einen Inflationsausgleich für
Rentner.“ Zudem müsse es sich loh-
nen, Kinder zu bekommen. „Und
wenn jemand sich halbtags um ein
Kind kümmert, kann er in dem Mo-
ment eben kein Geld verdienen.“

„Genau dann ist ein staatlicher Aus-
gleich gefragt“, schloss Otto Rubly un-
mittelbar an das Thema an. Obwohl
das Ganze eine Bundesangelegenheit
sei, könnten auch Landespolitiker die-
ses in ihrer jeweiligen Partei auf die
höhere Ebene tragen. Der 68-jährige
Ex-Landrat des Landkreises Kusel
machte außerdem deutlich, dass
„nicht alle Rentner arbeiten, weil sie
es müssen“, und zog sich selbst als
Beispiel heran. Er sagte aber auch,
dass künftige Generationen sich nicht
auf die Rente allein verlassen könn-
ten. „Da werden freiwillige Versiche-
rungen nötig sein.“

Die Kindertagesstätte Glantalstrolche. ARCHIVFOTO: ERIC SAYER

Gegenstand der Duelle: das Westpfalz-Klinikum, das auch in Kusel einen Standort hat. FOTO: ERIC SAYER/ARCHIV

Das Türschild des Klassenraums an der IGS Schönenberg-Kübelberg: Hier
mussten sich die Landtagskandidaten den Schülerfragen stellen, die sich un-
ter anderem mit der ärztlichen Versorgung auf dem Land und den Aussichten
auf eine ausreichende Rente beschäftigten. FOTO: PHILIPP JUNG
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